BUNDESARBEITSGERICHT Urtell vom 31.7.2014, 6 AZR 759/12

Stundenabzug im Arbeitszeitkonto nach § 8 TV Azk 5 Abs.

Tenor
1. Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Minchen vom 28. Juni 2012 - 4 Sa
207/12 - unter Zurickweisung der weiter gehenden
Revision teilweise aufgehoben.
2. Die Berufung der Beklagten gegen das Endurteil des
Arbeitsgerichts Minchen vom 24. Januar 2012 - 3 Ca
2823/11 - wird zuriickgewiesen, soweit die Beklagte
verurteilt wurde, dem Arbeitszeitkonto der Klagerin ab
Méarz 2010 bis Marz 2011 herausgebuchte 56,28 Stunden
wieder gutzuschreiben.
3. Von den Kosten des Rechtsstreits hat die Klagerin 82 %
zu tragen, die Beklagte 18 %. D
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1 Die Parteien streiten tber einen Anspruch der Klagerin auf Wiedergutschrift von
geleisteten Arbeitsstunden auf ihr Arbeitszeitkonto.
2 Die Klagerin ist seit 1991 bei der Beklagten bzw. deren Rechtsvorgangerin beschéaftigt.
Anfang 2002 wechselte sie in den Beschéftigungsbetrieb ,Vivento“ und von dort zum
1. Mai 2005 in den Betrieb ,Deutsche Telekom Direktvertrieb und Beratung” (Telekom
Direkt bzw. DTDB).
3 Auf das Arbeitsverhéltnis der Klagerin finden aufgrund arbeitsvertraglicher Vereinbarung
sowie beiderseitiger Tarifbindung die bei der Beklagten geltenden Firmentarifvertrage
Anwendung. Diese bestehen neben dem Manteltarifvertrag (MTV) aus einer Vielzahl
erganzender Tarifvertrdge. Zur Geltendmachung von Ansprichen regelt § 31 MTV
auszugsweise Folgendes:
»8 31 Ausschlussfrist
(1) Die Anspriiche beider Seiten aus dem Arbeitsverhéltnis missen innerhalb

einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Falligkeit schriftlich geltend
gemacht werden.

Bei regelmaBig wiederkehrenden Leistungen bedarf es keiner erneuten
schriftlichen Geltendmachung, sofern der nicht oder unzutreffend erfillte
Anspruch auf dem selben Fehler beruht. ...


Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand


Werden die Anspriiche beider Seiten aus dem Arbeitsverhéltnis trotz
Geltendmachung durch Bestreiten in Schriftform nicht erflllt oder nur
teilweise erflllt, ist innerhalb einer Frist von zwei Monaten Klage zu
erheben. Wird keine Klage erhoben, verfallen die Anspriche.”

4  Mitdem zum 1. Mé&rz 2004 in Kraft getretenen Tarifvertrag Beschéaftigungsbindnis (TV
BB) haben die Tarifvertragsparteien verschiedene beschaftigungssichernde MaBnahmen
vereinbart. Zu diesen gehért nach § 2 Abs. 1 TV BB eine Verklirzung der
Wochenarbeitszeit von 38 auf 34 Stunden mit Teilentgeltausgleich. Nach § 4 Abs. 1 TV
BB sind hiervon allerdings bestimmte Arbeitnehmergruppen ausgenommen. Im
Ausnahmefall kbnnen nach § 4 Abs. 2 TV BB auch einzelne Beschéftigte
herausgenommen werden. Geman § 2 Abs. 2 iVm. § 6 TV BB erfolgt die betriebliche
Umsetzung der verkirzten Arbeitszeit nach MaB3gabe von § 11 MTV und durch die
Regelungen des Arbeitszeitkonten-Tarifvertrags (TV Azk). § 11 MTV lautet in der Fassung
vom 1. Marz 2004 auszugsweise wie folgt:

,§ 11
(1)

(2)

RegelmaBige Arbeitszeit

'Die regelmaBige wochentliche Arbeitszeit betragt ausschlieBlich der
Pausen 34 Stunden (verklrzte Arbeitszeit). ...

'Die regelmanige wochentliche Arbeitszeit betragt fir einzelne Arbeitnehmer
und besondere Arbeitnehmergruppen ausschlieBlich der Pausen 38

Stunden. 2Die Arbeitnehmergruppen sind in der Anlage 1 zum MTV
aufgefuhrt.

®Herausnahmen sind moglich far einzelne oder mehrere Arbeithnehmer mit
vergleichbarem Anforderungsprofil (spezielles Fachwissen bzw. spezielle
Ausbildung/Qualifikation), wenn diese aus Vivento, gegebenenfalls auch
nach zumutbaren QualifikationsmafBnahmen, nicht ersetzt werden kénnen
und fUr sie ansonsten nachweisbar externe Einstellungen erforderlich
werden. ...

'Die Anwendung dieser Regelung darf nicht dazu fihren, dass der
Grundsatz der 34-Stundenwoche nach Absatz 1 im Unternehmen
unterlaufen wird.“

5 Nach § 4 Abs. 1 TV Azk wird fir jeden Arbeithnehmer ein Arbeitszeitkonto (Azk)
eingerichtet. Hinsichtlich der Fihrung des Kontos treffen § 5 und § 6 TV Azk ua. folgende

Regelungen:

”§ 5

(8)

§6
(1)

Im Arbeitszeitkonto zu erfassende Zeiten

Zu Beginn eines jeden Kalendermonats werden aus dem Azk von
Arbeitnehmern, die aus der Wochenarbeitszeitverkirzung
herausgenommen sind, obligatorisch 4 Stunden und 20 Minuten
herausgebucht.

Abrechnungszeitraum

Die Arbeitszeitkonten werden nicht zu bestimmten Zeiten abgerechnet. Das
individuelle Arbeitszeitkonto hat ... einmal innerhalb von langstens 18
Monaten (Abrechnungszeitraum) die ,Null-Linie‘ zu berlhren. Mit dem
Durchschreiten bzw. Verlassen der ,Null-Linie' beginnt ein neuer
Abrechnungszeitraum.



Fur den Betrieb DTDB wurde der Tarifvertrag Uber Pilotkonditionen im Betrieb
Direktvertrieb und Beratung der Deutschen Telekom AG (TV Pilotkonditionen) vereinbart.
Dieser galt vom 1. Oktober 2005 nach mehrmaliger Verlangerung bis zum 30. Juni 2011
und bestimmte ua. Folgendes:

”§ 1
Persénlicher Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag gilt fir Arbeitnehmer, die am Tag vor ihrem Wechsel in den
Betrieb ,Deutsche Telekom Direktvertrieb und Beratung® (Telekom Direkt)
Transfermitarbeiter der Vivento waren und am Tag nach ihrem Wechsel unter den
Geltungsbereich des Manteltarifvertrages der Deutschen Telekom AG fallen.

§2
Anwendung von Vorschriften

Es gelten die Tarifvertrdge der Deutschen Telekom AG, soweit nicht nachfolgend
etwas Abweichendes geregelt ist.

§4
RegelmaBige Arbeitszeit

Abweichend von § 11 Absatz 1 Satz 1 Manteltarifvertrag betragt die regelméaBige
wadchentliche Arbeitszeit ausschlieBlich der Pausen 38 Stunden.

Zum 1. Juli 2011 wurden die Arbeitsverhaltnisse der DTDB teilweise aus dem
Anwendungsbereich der bei der Beklagten geltenden Tarifvertrdge herausgenommen. Es
sollten insoweit nunmehr die Tarifvertrage der Telekom Deutschland GmbH gelten (vgl.

§ 2 des Tarifvertrags zur Bereichsausnahme fir den Betrieb ,Deutsche Telekom
Direktvertrieb und Beratung® der Deutschen Telekom AG und zur Anwendung der
Tarifvertrage der Telekom Deutschland GmbH (TV Bereichsausnahme DTDB) vom

21. Juni 2011). Begleitend schlossen die Tarifvertragsparteien am 21. Juni 2011 fur die
DTDB den Tarifvertrag tber besondere Arbeitsbedingungen bei der Uberfiihrung der
Arbeitsverhéltnisse in die Bereichsausnahme fur den Betrieb ,Deutsche Telekom
Direktvertrieb und Beratung“ der Deutschen Telekom AG (TV SR-T-Direkt). § 12 TV SR-T-
Direkt regelt, dass die Arbeitnehmer der DTDB in das Arbeitszeitsystem nach den
tariflichen Regelungen der Telekom Deutschland GmbH tberfihrt werden. Nach der
Protokollnotiz zu § 12 TV SR-T-Direkt gelten die bisher auf Grundlage einer
Wochenarbeitszeit von 38 Stunden beschéftigten Arbeitnenmer nach der Uberfiihrung als
Herausgenommene iSd. § 11 Abs. 2 MTV Telekom Deutschland GmbH. Dieser entspricht
§ 11 Abs. 2 des bei der Beklagten geltenden MTV. Fir die Fortdauer der Beschéftigung
auf dem Arbeitsplatz im Anschluss an die Uberfiihrung gilt der Herausnahmegrund als
gegeben.

Die Klagerin ist fir die DTDB seit Beginn in einer 38-Stunden-Woche téatig. Fir sie ist ein
Arbeitszeitkonto eingerichtet, welches seit seinem Bestehen bei der DTDB die ,Null-Linie“
zu keinem Zeitpunkt berihrt hat. Weder die Klagerin persénlich noch Beschaftigte der
DTDB sind in der Anlage 1 zum MTV oder in § 4 TV BB aufgefihrt. Dennoch buchte die
Beklagte im Zeitraum von Mai 2005 bis Marz 2011 entsprechend § 5 Abs. 8 TV Azk
monatlich gleichbleibend 4 Stunden und 20 Minuten aus dem Arbeitszeitkonto der
Klagerin heraus. Mit Schreiben vom 27. August 2010 hatte die Klagerin die Beklagte
aufgefordert, diese monatlichen Negativbuchungen kinftig zu unterlassen und die bislang



abgezogenen Stunden ihrem Arbeitszeitkonto wieder gutzuschreiben. Hierauf reagierte
die Beklagte nicht.

9 Mitihrer am 10. Méarz 2011 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage hat die Klagerin
weiterhin die Auffassung vertreten, die vorgenommenen Abzuge seien zu Unrecht erfolgt.
§ 5 Abs. 8 TV Azk habe keine Anwendung gefunden. Sie sei nicht nach § 11 Abs. 2 MTV
aus einer verkurzten Arbeitszeit von 34 Wochenstunden herausgenommen gewesen.
Mafgeblich sei die spezielle Arbeitszeitregelung nach § 4 TV Pilotkonditionen gewesen.
Diese habe ein eigenes Arbeitszeitregime mit einer ausnahmslosen Wochenarbeitszeit
von 38 Stunden vorgesehen. Hierbei habe es sich um keine Herausnahme iSd. § 11
Abs. 2 MTV gehandelt. Ihre Anspriiche seien auch nicht nach § 31 Abs. 1 MTV verfallen.
Die Ausschlussfrist laufe erst mit Beendigung des Abrechnungszeitraumes an. Da ihr
Arbeitszeitkonto bei der DTDB die ,Null-Linie” nie berthrt habe, habe der mit ihrem
Wechsel in die DTDB begonnene Abrechnungszeitraum nach § 6 Abs. 1 TV Azk noch
nicht geendet. Folglich stehe ihr bei einem monatlichen Abzug von 4,33 Stunden bezogen
auf die Zeit von Mai 2005 bis Marz 2011 ein Anspruch auf Wiedergutschrift von insgesamt
307,6 Stunden zu.

10 Die Klagerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, ihr 307,6 Gutstunden auf dem Arbeitszeitkonto zu
verbuchen.

11 Die Beklagte hat inren Klageabweisungsantrag damit begriindet, dass der monatliche
Abzug nach § 5 Abs. 8 TV Azk berechtigt gewesen sei. Die Klagerin sei durch § 4 TV
Pilotkonditionen iSv. § 11 Abs. 2 MTV aus der grundséatzlich verkirzten Arbeitszeit
herausgenommen worden. Indem § 4 TV Pilotkonditionen eine Wochenarbeitszeit von
38 Stunden vorgesehen habe, habe er sich auf § 11 Abs. 2 MTV bezogen und die von der
Herausnahme betroffenen Arbeitnehmergruppen erganzt. Eine solche Erganzung sei auch
ohne Anderung der Anlage 1 zum MTV méglich gewesen. § 5 Abs. 8 TV Azk nehme nicht
nur auf diese Anlage Bezug, sondern erfasse alle Arbeithnehmer, die von tariflichen
Vorschriften aus der Arbeitszeitverkiirzung herausgenommen werden. Bei einem anderen
Auslegungsergebnis wére durch § 4 TV Pilotkonditionen systemfremd eine dritte Gruppe
von Beschéftigten geschaffen worden. Neben Arbeitnehmern mit verklrzter regelmafiger
Wochenarbeitszeit von 34 Stunden (§ 11 Abs. 1 MTV) und den aus dieser
Wochenarbeitszeit herausgenommenen Arbeitnehmern mit 38 Wochenstunden, die aber
einen Abzug von 4 Stunden und 20 Minuten monatlich aus ihrem Arbeitszeitkonto
hinnehmen muissen (§ 5 Abs. 8 TV Azk iVm. § 11 Abs. 2 MTV), hatte es dann noch
Beschaftigte der DTDB mit 38 Wochenstunden ohne Abzug aus dem Arbeitszeitkonto
gegeben. Dem widerspreche der im TV BB zum Ausdruck kommende
betriebstbergreifende Solidaritadtsgedanke, auf dem die Abbuchung bei Beschaftigten mit
einer 38-Stunden-Woche beruhe. Die Herausnahme von Beschaftigten der DTDB aus
einer verkirzten Arbeitszeit hatten die Tarifvertragsparteien zudem durch die
Protokollnotiz zu § 12 TV SR-T-Direkt klargestellt. Diese Protokollnotiz sei eingeflgt
worden, um Rechtsunsicherheiten zu klaren, die Rechtsstreitigkeiten wie die vorliegende
aufgeworfen héatten.

12 Jedenfalls seien etwaige Anspriche der Klagerin weitgehend verfallen. Ein Anspruch auf
Wiedergutschrift ware unmittelbar nach dem Abzug am Monatsanfang fallig geworden. Er
héatte daher monatlich innerhalb der Ausschlussfrist des § 31 Abs. 1 MTV geltend gemacht
werden kénnen und muassen.

13 Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage
auf die Berufung der Beklagten insgesamt abgewiesen und die Revision zugelassen. Mit
der Revision verfolgt die Klagerin ihr Klageziel weiter.

Entscheidungsgriinde
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Die Revision ist teilweise begrindet. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts
war die Beklagte jedenfalls seit Inkrafttreten des TV Pilotkonditionen zur Herausbuchung
von Arbeitsstunden aus dem Arbeitszeitkonto der Klagerin nicht berechtigt. Die Klagerin
hat einen Anspruch auf Wiedergutschrift aber nur fir die Zeit ab Marz 2010 bis Méarz 2011
in Héhe von insgesamt 56,28 Stunden. Im Ubrigen sind ihre Anspriiche nach § 31 Abs. 1
MTV verfallen.

|. Die Klage ist zuléssig. Der Klageantrag ist hinreichend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2 Nr. 2
ZPO.

1. Bei einem Streit Uber die FUhrung eines Arbeitszeitkontos kann der Arbeitnehmer
entweder die Erhéhung seines Zeitguthabens um eine bestimmte Stundenzahl oder eine
Zeitgutschrift in bestimmter Héhe verlangen (vgl. BAG 24. Oktober 2013 - 6 AZR 286/12 -
Rn. 28 mwN; 10. November 2010 - 5 AZR 766/09 - Rn. 11, BAGE 136, 152). Dient die
begehrte Zeitgutschrift der Rlickgéngigmachung der Streichung eines Zeitguthabens, ist
keine Konkretisierung des Leistungsbegehrens dahingehend erforderlich, an welcher
Stelle des Arbeitszeitkontos die Gutschrift erfolgen soll. Wird in einem solchen Fall dem
Antrag auf Gutschrift stattgegeben, weif3 der Arbeitgeber, was er zu tun hat, namlich die
von ihm auf einem bestimmten Arbeitszeitkonto vorgenommene Kirzung ungeschehen zu
machen (BAG 21. Mérz 2012 - 5 AZR 676/11 - Rn. 17, BAGE 141, 88).

2. Dem entspricht der gestellte Antrag nach der gebotenen Auslegung. Er ist dahingehend
zu verstehen, dass in Héhe der verlangten Verbuchung von ,Gutstunden® eine Gutschrift
auf dem Arbeitszeitkonto erfolgen soll. Zwischen den Parteien ist unstreitig, dass die
Gutschrift in dem nach dem TV Azk gefuhrten Arbeitszeitkonto erfolgen soll.

Il. Die Klage ist teilweise begrindet.

1. Die Kl&agerin hat jedenfalls fir die Zeit ab dem 1. Oktober 2005 nach § 611 Abs. 1 BGB
dem Grunde nach einen Anspruch auf Wiedergutschrift der seit dem Inkrafttreten des TV
Pilotkonditionen von ihrem Arbeitszeitkonto abgezogenen Stunden.

a) Geht es um die Korrektur der Arbeitszeiterfassung auf einem Arbeitszeitkonto, kommt
dem Arbeitnehmer ein Anspruch auf korrekte Flihrung des Arbeitszeitkontos aus § 611
Abs. 1 BGB zu, wenn das Arbeitszeitkonto den Verglitungsanspruch nach der zugrunde
liegenden Abrede verbindlich bestimmt (BAG 27. Méarz 2014 - 6 AZR 621/12 - Rn. 21,

24. Oktober 2013 - 6 AZR 286/12 - Rn. 21). Ein Arbeitszeitkonto hélt fest, in welchem
zeitlichen Umfang der Arbeitnehmer seine Hauptleistungspflicht nach § 611 Abs. 1 BGB
erbracht hat oder aufgrund eines Entgeltfortzahlungstatbestandes nicht erbringen musste.
Es drlckt damit - in anderer Form - seinen Vergutungsanspruch aus (vgl. BAG 18. Méarz
2014 - 1 ABR 75/12 - Rn. 20; 21. Médrz 2012 - 6 AZR 560/10 - Rn. 21; 16. Juli 2014

- 10 AZR 242/13 - Rn. 16). Wegen dieser Dokumentationsfunktion darf der Arbeitgeber
nicht ohne Befugnis korrigierend in ein Arbeitszeitkonto eingreifen und dort eingestellte
Stunden streichen. Kiirzt oder streicht der Arbeitgeber zu Unrecht ein Guthaben auf einem
Arbeitszeitkonto, hat der Arbeitnehmer einen Anspruch auf (Wieder-)Gutschrift der
gestrichenen Stunden (BAG 21. Marz 2012 - 5 AZR 676/11 - Rn. 20, 25 f., BAGE 141, 88).

b) Vorliegend hat die Klagerin im streitgegenstandlichen Zeitraum unstreitig entweder ihre
Arbeitsleistung erbracht oder einen Entgeltfortzahlungsanspruch gehabt. Fraglich ist
allein, ob die Beklagte nach § 5 Abs. 8 TV Azk berechtigt war, die grundsatzlich nach

§ 611 Abs. 1 BGB zu vergltenden Stunden aus dem Arbeitszeitkonto der Klagerin
Lherauszubuchen” und damit letztlich unbezahlt zu lassen. § 5 Abs. 8 TV Azk setzt voraus,
dass der Arbeitnehmer, fiir den das Arbeitszeitkonto gefiihrt wird, der
Wochenarbeitszeitverkirzung unterliegt und von dieser herausgenommen ist. Dies war
bei der Klagerin im streitgegenstéandlichen Zeitraum jedenfalls ab dem Inkrafttreten des TV
Pilotkonditionen zum 1. Oktober 2005 nicht der Fall. § 4 TV Pilotkonditionen installierte bis
zum 30. Juni 2011 ein eigenstandiges Arbeitszeitregime ohne eine verkirzte Arbeitszeit.
Dies stellte keine Herausnahme iSd. § 11 Abs. 2 MTV dar.
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aa) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrags folgt den flr die Auslegung
von Gesetzen geltenden Regeln. Danach ist zunachst vom Tarifwortlaut auszugehen,
wobei der maBgebliche Sinn der Erklarung zu erforschen ist, onne am Buchstaben zu
haften. Bei nicht eindeutigem Tarifwortlaut ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien
mit zu bertcksichtigen, soweit er in den tariflichen Normen seinen Niederschlag gefunden
hat. Abzustellen ist ferner auf den tariflichen Gesamtzusammenhang, weil dieser
Anhaltspunkte fir den wirklichen Willen der Tarifvertragsparteien liefern und nur so der
Sinn und Zweck der Tarifnorm zutreffend ermittelt werden kann (BAG 18. Februar 2014
-3AZR 808/11 - Rn. 29; 21. November 2013 - 6 AZR 664/12 - Rn. 28).

bb) Nach § 4 TV Pilotkonditionen betrug die regelmafige wochentliche Arbeitszeit
abweichend von § 11 Abs. 1 Satz 1 MTV 38 Stunden. Es handelte sich gemaB § 2 TV
Pilotkonditionen um eine Spezialvorschrift flir den Betrieb DTDB, welche die in § 11 Abs. 1
Satz 1 MTV vorgesehene Verkirzung der Arbeitszeit auf 34 Stunden nicht zur Anwendung
kommen lieR3. Stattdessen sollte im Betrieb DTDB fur die von Vivento dorthin
gewechselten Arbeitnehmer (§ 1 TV Pilotkonditionen) die regelmaBige wdchentliche
Arbeitszeit 38 Stunden betragen. § 4 TV Pilotkonditionen installierte nach seinem Wortlaut
damit ein eigenstandiges Arbeitszeitregime. Dies entsprach dem durch die Verwendung
des Begriffs ,Pilotkonditionen“ zum Ausdruck kommenden Gedanken der Schaffung von
etwas Neuem zu besonderen Konditionen.

cc) Dem steht nicht entgegen, dass § 4 TV Pilotkonditionen damit eine ,dritte
Beschaftigtengruppe” geschaffen hat, welche weder der verkirzten Wochenarbeitszeit
unterfiel noch aus dieser herausgenommen wurde. Ein etwaiger Wille der
Tarifvertragsparteien zur Umsetzung des Arbeitszeitkonzepts von § 11 Abs. 1 iVm. Abs. 2
MTYV fur alle Beschéftigten in allen Betrieben - und damit auch die in der DTDB - héatte
keinen Niederschlag in den tariflichen Regelungen gefunden.

(1) § 4 TV Pilotkonditionen wies keinen Bezug zu § 11 Abs. 2 MTV auf, auch wenn beide
eine Wochenarbeitszeit von 38 Stunden vorsehen. § 11 Abs. 2 MTV ist eine
Spezialregelung im Sinne einer Ausnahmevorschrift zu § 11 Abs. 1 Satz 1 MTV, die fir
,einzelne” Arbeitnehmer und ,besondere” Arbeitnehmergruppen abweichend von § 11
Abs. 1 Satz 1 MTV eine Arbeitszeit von 38 Stunden anordnet. Das Regel-Ausnahme-
Verhaltnis von § 11 Abs. 1 und Abs. 2 MTV kommt dadurch deutlich zum Ausdruck, dass
nach § 11 Abs. 2 Satz 7 MTV die Anwendung der Herausnahmemdglichkeit nach § 11
Abs. 2 MTV nicht dazu fuhren darf, dass der Grundsatz der 34-Stunden-Woche nach § 11
Abs. 1 MTV im Unternehmen unterlaufen wird. Da § 4 TV Pilotkonditionen gerade die
Geltung dieses Grundsatzes sperrte, stand er in keinem Zusammenhang mit der
diesbeziiglichen Ausnahmevorschrift des § 11 Abs. 2 MTV. Konsequenterweise wurden
auch keine Beschaftigten der DTDB in der zu § 11 Abs. 2 MTV erstellten Anlage 1 zum
MTV aufgefihrt.

(2) Die Begrundung einer eigensténdigen betrieblichen Arbeitszeitregelung durch § 4 TV
Pilotkonditionen fligte sich in den tariflichen Gesamtzusammenhang ein.
Tarifvertragsparteien kénnen im Rahmen eines Haustarifvertrags fur einzelne Betriebe
spezifische Arbeitszeitregelungen vereinbaren, um den dortigen besonderen Bedurfnissen
Rechnung zu tragen. Sie kénnen dabei auch in den Grenzen des Art. 3 Abs. 1 GG in Kauf
nehmen, dass die Beschétftigten eines Betriebs gegentiber denjenigen in anderen
Betrieben besser gestellt werden. Das war hier der Fall, da sich zumindest die von Vivento
kommenden Arbeitnehmer im Betrieb DTDB wegen ihrer eigenstéandigen
Arbeitszeitregelung nicht an dem von § 2 TV BB iVm. § 11 Abs. 1 MTV verfolgten Ziel der
Beschéftigungssicherung durch Arbeitszeitverkirzung beteiligten und auch keinen
»oolidaritatsbeitrag” durch Leistung unbezahlter Arbeitsstunden gemafn § 5 Abs. 8 TV Azk
iVm. § 11 Abs. 2 MTV erbrachten. Dies kénnte den Tarifvertragsparteien aber durch den
mit dem TV Pilotkonditionen bezweckten Erfolg des Aufbaus einer neuen
Direktvertriebsorganisation als gerechtfertigt erschienen sein. Die finanziell vorteilhafte
Regelung des § 4 TV Pilotkonditionen hatte zweifellos eine motivierende Wirkung far die
frheren Transfermitarbeiter, welche bei Vivento nach § 11 Abs. 2 MTV iVm. der Anlage 1
zum MTV von der Herausnahme betroffen waren. Zwingende Griinde flr eine
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Herausnahme dieser Beschéftigten bei der DTDB iSd. § 11 Abs. 2 MTV bzw. § 4 TV BB
sind jedenfalls nicht ersichtlich. Hatten die Tarifvertragsparteien eine solche Herausnahme
gewollt, hatten sie dies zumindest ansatzweise zum Ausdruck bringen mussen.

(3) Dies ist auch nicht durch die Protokollnotiz zu § 12 TV SR-T-Direkt geschehen. Nach
dieser gelten die bisher auf Grundlage einer Wochenarbeitszeit von 38 Stunden
beschéftigten Arbeitnehmer zwar nach der Uberfiihrung zum 1. Juli 2011 als
Herausgenommene iSd. § 11 Abs. 2 MTV Telekom Deutschland GmbH. Fr die
Vergangenheit, dh. fur die Zeit der Geltung des TV Pilotkonditionen, enthélt die
Protokollnotiz aber keine Aussage. Es ist auch nicht ersichtlich, dass die
Tarifvertragsparteien nur eine schon vorher geltende Regelung klarstellen wollten. Dies
héatte ausdricklich erfolgen kénnen. Eine vergangenheitsbezogene Klarstellung wére
besonders dann veranlasst gewesen, wenn Hintergrund der Protokollerklarung - wie von
der Beklagten behauptet - gerade die Rechtsstreitigkeiten um die Berechtigung von
Abzligen nach § 5 Abs. 8 TV Azk gewesen waren.

dd) Die Klagerin wechselte zum 1. Mai 2005 von Vivento zur DTDB und unterfiel damit
unstreitig dem persdnlichen Geltungsbereich des TV Pilotkonditionen. Fir ihr
Arbeitsverhéltnis galt daher ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des TV Pilotkonditionen
zum 1. Oktober 2005 dessen Arbeitszeitregime. Eine tarifliche Anordnung einer
Herausnahme aus der Wochenarbeitszeitverkirzung iSv. § 5 Abs. 8 TV Azk bestand
daher im streitgegensténdlichen Zeitraum jedenfalls ab dem 1. Oktober 2005 nicht mehr.

2. Es kann dahingestellt bleiben, ob die Beklagte bis zum 30. September 2005 zu den
vorgenommenen Abbuchungen berechtigt war. Hinsichtlich der AbzUge fir die Monate
Mai 2005 bis einschlieBlich Februar 2010 ist die Klage ohnehin unbegrindet. Insoweit
greift die Ausschlussfrist des § 31 Abs. 1 MTV, wonach Anspriche beider Seiten aus dem
Arbeitsverhaltnis innerhalb von sechs Monaten nach Falligkeit schriftlich geltend zu
machen sind.

a) Die Ausschlussfristenregelung findet auf die streitgegenstandlichen Anspriiche auf
Gutschrift von Arbeitsstunden Anwendung. Die Beklagte wollte hier mit der Belastung des
Arbeitszeitkontos der Klagerin mit Minusstunden keinen Anspruch auf Rickzahlung
Uberzahlter VergUtung bzw. eines nicht ins Verdienen gebrachten Vorschusses
durchsetzen (vgl. zu dieser Konstellation BAG 26. Januar 2011 - 5 AZR 819/09 - Rn. 20,
BAGE 137, 38). Vielmehr verfolgt die Klagerin eigene Anspriiche geman § 611 Abs. 1
BGB.

b) Ein Anspruch ist regelméaBig erst dann im Sinne einer Ausschlussfrist fallig, wenn der
Glaubiger ihn anné&hernd beziffern kann. Die Forderung muss in ihrem Bestand
feststellbar sein und geltend gemacht werden kénnen (vgl. BAG 14. Médrz 2012 - 10 AZR
172/11 - Rn. 39; 18. August 2011 - 8 AZR 187/10 - Rn. 43). Bei Flihrung eines
Arbeitszeitkontos kann der Arbeithehmer etwaige Anspriiche ggf. einer Mitteilung des
Arbeitgebers Uber den Stand des Kontos entnehmen (vgl. zur Vergleichbarkeit mit einer
Lohnabrechnung BAG 28. Juli 2010 - 5 AZR 521/09 - Rn. 19, BAGE 135, 197). Hangt das
Bestehen von Ausgleichsansprichen einer Vertragspartei allerdings nach der
Ausgestaltung der Kontoflihrungsregelungen von dem Kontostand zu einem bestimmten
Abrechnungszeitpunkt ab, so ist vorher nicht feststellbar, ob entsprechende Anspriiche
bestehen (vgl. BAG 5. September 2002 - 9 AZR 244/01 - zu B lll 1 b aa der Griinde,
BAGE 102, 321). Der Sinn eines Arbeitszeitkontos besteht typischerweise gerade in der
Flexibilisierung der Arbeitszeit, die es gestattet fur einen bestimmten Zeitraum Plus- oder
Minusstunden anzusammeln und erst zu einem bestimmten Stichtag oder bei Beendigung
des Arbeitsverhéltnisses eine Bilanz zu ziehen. Hiervon zu unterscheiden ist jedoch der
Streit, ob bestimmte Zeiten - zB Mehrarbeit - zu Unrecht nicht in das Arbeitszeitkonto
eingebucht wurden. Etwaige Anspruche auf Gutschrift solcher Stunden bestehen
unabhéangig von dem Ausgleichszeitraum, denn sie wirken sich auf jedweden Saldo zum
Abrechnungsstichtag aus.

c) Gleiches ist hier der Fall. Streitgegenstand ist kein zu einem bestimmten Zeitpunkt
abzurechnender oder auszugleichender Saldo, sondern der monatlich gleichbleibende
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Abzug von 4 Stunden und 20 Minuten. Er wirkt sich bei der Saldierung in jedem Fall zu
Lasten der Klagerin aus. Der Abrechnungszeitraum nach § 6 Abs. 1 TV Azk hat daher
keine Bedeutung fir die Falligkeit des Ausgleichsanspruchs. Die Klagerin konnte die
Wiedergutschrift der zu Beginn eines jeden Kalendermonats herausgebuchten Stunden
sofort im ebenfalls monatlichen Turnus verlangen (§ 271 Abs. 1 BGB). Dies war ihr auch
mdglich, da sie nach den nicht angegriffenen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts
Kenntnis von den monatlich erfolgten Minusbuchungen hatte. Dies entspricht der
Konstanz dieser Abbuchungen hinsichtlich H6he und Zeitpunkt.

d) Die streitgegenstandlichen Anspriche sind daher nach § 31 Abs. 1 MTV fur den
Zeitraum bis einschlieBBlich Februar 2010 verfallen. Die Geltendmachung vom 27. August
2010 hat die sechsmonatige Ausschlussfrist nur fir die Anspriche ab Marz 2010 gewabhrt.
Entsprechend der Herausbuchung zu Beginn des Monats Februar 2010 waren die daraus
folgenden Anspriche namlich bis Anfang August 2010 geltend zu machen gewesen.
Folglich sind auch die Anspriiche flr die vorherigen Monate nicht rechtzeitig geltend
gemacht.

3. Die Anspriiche ab Mé&rz 2010 sind nicht verfallen. Die Klagerin kann insoweit eine
Gutschrift in Héhe von insgesamt 56,28 Stunden beanspruchen.

a) Bezlglich dieser Anspriiche bedurfte es keiner erneuten schriftlichen Geltendmachung.
Nach § 31 Abs. 1 Unterabs. 2 MTV ist eine solche nicht erforderlich, sofern der nicht oder
unzutreffend erfullte Anspruch auf demselben Fehler beruht. Diese Voraussetzung ist hier
erflllt, denn die monatlich entstehenden Anspriiche auf Wiedergutschrift beruhen auf
derselben fehlerhaften Anwendung des § 5 Abs. 8 TV Azk.

b) Auch die zweite Stufe der Ausschlussfrist kann der Geltendmachung der verbleibenden
Ansprlche nicht entgegenstehen. Sie greift nach § 31 Abs. 4 MTV nur ein, wenn nach der
Geltendmachung der Anspriche ein Bestreiten in Schriftform erfolgte. Ein solches
Bestreiten ist den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts nicht zu entnehmen. Auch die
Beklagte hat sich auf ein solches Bestreiten nicht berufen.

c) Die nicht verfallenen Anspriche belaufen sich der Ho6he nach auf insgesamt

56,28 Stunden. Die Klagerin berechnet ihre Klageforderung mit 4,33 Stunden pro Monat
und verlangt demzufolge flr Méarz bis August 2010 eine Gutschrift von 25,98 Stunden. Fur
die Zeit von September 2010 bis Marz 2011 hat sie ausweislich der Klageerweiterung vom
18. April 2011 insgesamt 30,3 Stunden geltend gemacht. Es ergibt sich fir die Zeitspanne
von Marz 2010 bis Marz 2011 eine Summe von 56,28 Stunden. Die H6he dieser
Forderung steht zwischen den Parteien nicht in Streit.

lll. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 Satz 1 ZPO.

Fischermeier Spelge Krumbiegel

Kammann Cl.
Peter



